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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 58/02
Datum 14.01.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichts- bescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 21. Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Parteien streiten, ob die DeformitÃ¤t des linken FuÃ�es des KlÃ¤gers Unfallfolge
ist.

Der 1963 geborene KlÃ¤ger wurde am 04.05.1971 auf dem Schulweg von einem
Pkw erfasst und zu Boden geschleudert. Nach der Ã¤rztlichen Erstversorgung wurde
er am selben Tag in die Chirurgische Kinderklinik R. eingeliefert. Dort wurden ein
SchÃ¤del-Hirntrauma leichten Grades mit zwei grÃ¶Ã�eren Kopfplatzwunden und
eine Beckenfraktur (Fraktur des rechten aufsteigenden und absteigenden
Schambeinastes) festgestellt. Der Aufnahmebericht verzeichnete eine Amnesie des
KlÃ¤gers bezÃ¼glich des Unfalls selbst. Verletzungen der unteren GliedmaÃ�en
wurden nicht festgestellt, vielmehr wurde zu den ExtremitÃ¤ten ausdrÃ¼cklich
festgehalten, sie seien frei beweglich und es fÃ¤nden sich keine pathologischen
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VerÃ¤nderungen. Die Klinik erstellte am 24.08. 1971 fÃ¼r das Jugendamt der Stadt
N. ein Gutachten zu den Unfallfolgen, in dem keine Unfallfolgen an den Beinen
festgestellt wurden. Dieselbe Klinik stellte in einem Bericht vom 10.09.1971 fest,
auÃ�er den Unfallfolgen bestehe ein mÃ¤Ã�iger Pes adductus, der mit dem Unfall
aber nicht im Zusammenhang stehe. Ferner liegen Behandlungsunterlagen des
Krankenhauses R. seit 26.06.1973 vor, in denen die Unfallfolgen einerseits und eine
KlumpfuÃ�bildung links andererseits erwÃ¤hnt werden.

Aus der Zeit vor dem Unfall existiert bezÃ¼glich des linken FuÃ�es lediglich der
Bericht einer FÃ¼rsorgerin im Jahre 1970, in dem erwÃ¤hnt wird, der KlÃ¤ger habe
PlattfÃ¼Ã�e und benÃ¶tige Einlagen. In spÃ¤teren Jahren gab der KlÃ¤ger
wiederholt gegenÃ¼ber Ã�rzten an, sein linker FuÃ� sei bei dem Schulwegunfall
verletzt worden.

Am 05.12.1997 machte die Technikerkrankenkasse beim Beklagten einen
Erstattungsanspruch wegen der Folgen des Unfalls geltend und fÃ¼hrte als
Unfalldiagnosen an: SchÃ¤del-Hirntrauma, Beckenfraktur links, Verletzung linkes
Bein. Am 02.06.1998 machte der KlÃ¤ger beim Beklagten einen Rentenanspruch
geltend und versicherte, dass der KlumpfuÃ� auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.
Als Kind habe er nicht gehinkt, erst ab dem Unfallzeitpunkt. Ein Pkw habe bei dem
Unfall den FuÃ� links erfasst.

Der als SachverstÃ¤ndige gehÃ¶rte Chirurg Dr.B. kam in seinem Gutachten vom
24.11.1998 zu dem Ergebnis, durch den Unfall sei es zu einer Fraktur des rechten
Schambeinastes und des rechten Scheitelbeines gekommen. Die SichelfuÃ�bildung
rechts und der KlumpfuÃ� links mit den daraus resultierenden Folgen kÃ¶nnten mit
hinreichend groÃ�er Wahrscheinlichkeit nicht auf den Unfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
werden. Die unfallbedingte MdE seit 01.01. 1993 schÃ¤tzte er auf unter 10 v.H. ein.
ErgÃ¤nzend hierzu stellte der Chirurg Dr.B. als beratender Arzt des Beklagten fest,
die aktenkundigen Befunde ab dem 04.05.1971 ergÃ¤ben keinerlei Hinweise fÃ¼r
Verletzungen, die die Ausbildung einer FuÃ�deformitÃ¤t links begrÃ¼nden
kÃ¶nnten. Er wies auf die Ã�uÃ�erung der Kinderklinik in R. vom 10.09.1971 hin
und fÃ¼hrte weiter aus, auch die RÃ¶ntgenaufnahmen speziell des linken FuÃ�es
ab dem 26.06.1973 zeigten keine VerÃ¤nderungen, die als verletzungsbedingt
bezeichnet werden kÃ¶nnten.

Mit Bescheid vom 26.04.1999 erkannte der Beklagte den Unfall als Arbeitsunfall an,
verweigerte jedoch die GewÃ¤hrung von Verletztenrente ab dem 01.01.1993 und
berief sich fÃ¼r die Zeit davor auf die VerjÃ¤hrung. Nicht als Folgen des
Arbeitsunfalls wurden u.a. anerkannt der KlumpfuÃ� links und die SichelfuÃ�bildung
rechts.

Mit seinem Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, der KlumpfuÃ� sei kein
Geburtsfehler und vom behandelnden Arzt auch bis zum Unfall nicht festgehalten
worden. Er mÃ¼sse deshalb als Unfallfolge angesehen werden. Der Beklagte zog
neben den bereits eingeholten Berichten noch weitere medizinische Unterlagen bei
und holte Gutachten vom 08.02.2000 von dem Neurologen und Psychiater Dr.N. und
dem OrthopÃ¤den Dr.G. , beide Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik M. , ein.
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Bei Dr.N. bestÃ¤tigte der KlÃ¤ger die ursprÃ¼nglich festgehaltene retrograde
Amnesie und gab an, eine FuÃ�verletzung gehÃ¶re nicht zu seinen Erinnerungen.

Dr.N. legte die gesamte Krankengeschichte des KlÃ¤gers sowie den medizinischen
Kenntnisstand Ã¼ber den Pes adductus und dessen Genese dar. Er kam zu dem
Ergebnis, dass bezÃ¼glich der SchÃ¤delverletzung mit GehirnerschÃ¼tterung keine
Unfallfolgen mehr verblieben seien. Die vom KlÃ¤ger geklagten Kopfschmerzen
kÃ¶nnten in keinen inneren ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dieser Verletzung
gebracht werden. Es bestehe ein unfallunabhÃ¤ngiges WirbelsÃ¤ulensyndrom
einschlieÃ�lich eines Zervikalsyndroms, welches die Kopfschmerzen erklÃ¤re.
Zudem bestÃ¼nden Hinweise auf eine allergische Rhinitis und eine
NebenhÃ¶hlenentzÃ¼ndung.

Es bestÃ¼nden keine Befundtatsachen, welche auf eine stattgehabte Verletzung im
Bereich der linken unteren GliedmaÃ�en hinweisen wÃ¼rden und welche als
AnknÃ¼pfungstatsachen fÃ¼r die Annahme einer unfallbedingten Ursache der
FuÃ�deformitÃ¤t links dienen kÃ¶nnten. Soweit spÃ¤ter Ã�rzte von einer
posttraumatischen FuÃ�deformitÃ¤t links gesprochen hÃ¤tten, hÃ¤tten sich diese in
der diagnostischen Zuordnung offensichtlich auf die eigenanamnestischen Angaben
des KlÃ¤gers verlassen. Den Untersuchern hÃ¤tten die fÃ¼r die Beurteilung der
Zusammenhangsfrage notwendigen Unfallakten nicht vorgelegen.

Der orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndige schloss sich in der Beurteilung der
FuÃ�deformitÃ¤t dem Gutachten des Dr.N. an und bestÃ¤tigte zusammenfassend,
dass keine Befundtatsachen dafÃ¼r sprÃ¤chen, dass eine Verletzung im Bereich
der linken unteren GliedmaÃ�e stattgefunden habe. Eine unfallbedingte Ursache
der FuÃ�deformitÃ¤t kÃ¶nne somit nicht gesehen werden. Auf orthopÃ¤disch-
unfallchirurgischem Fachgebiet fÃ¤nden sich an Unfallfolgen jetzt noch eine
radiologisch erkennbare Deformierung des Foramen oburatoriums rechts ohne
jegliche funktionelle Auswirkung.

Mit dem Widerspruchsbescheid vom 25.04.2000 half der Beklagte dem Widerspruch
insoweit ab, als eine GehirnerschÃ¼tterung, Kopfplatzwunden Ã¼ber dem rechten
Scheitelbein und rechten Hinterhauptbein, ein stumpfes Bauchtrauma sowie ein
Schockzustand im Sinne einer vorÃ¼bergehenden Desintegration der kÃ¶rperlichen
Funktionen als zusÃ¤tzliche KÃ¶rperschÃ¤den anerkannt wurden. Im Ã�brigen
wurde der Widerspruch als unbegrÃ¼ndet abgewiesen.

Mit seiner Klage hat der KlÃ¤ger zunÃ¤chst die Aufhebung der Bescheide des
Beklagten beantragt und in der BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, sÃ¤mtliche im
Bescheid vom 24.04.1999 als unfallunabhÃ¤ngig aufgefÃ¼hrten KÃ¶rperschÃ¤den
seien Unfallfolgen und als solche feststellbar. In seiner KlagebegrÃ¼ndung hat der
KlÃ¤ger sich sodann nur noch auf den KlumpfuÃ� links bezogen und ausgefÃ¼hrt,
vor dem Unfall habe er nur PlattfÃ¼Ã�e gehabt, daraus kÃ¶nne sich kein KlumpfuÃ�
bilden.

Neben dem KlÃ¤ger hat auch sein BevollmÃ¤chtigter Klage erhoben. Das
Sozialgericht hat die beiden Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und
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Entscheidung verbunden.

Nach einer entsprechenden AnkÃ¼ndigung hat das Sozialgericht die zuerst
erhobene Klage als unbegrÃ¼ndet und die als zweite erhobene Klage als
unzulÃ¤ssig abgewiesen. In der Sachenentscheidung hat es sich auf die vom
Beklagten eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten gestÃ¼tzt.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, er habe vor dem
Unfall keinen KlumpfuÃ�, sondern nur PlattfÃ¼Ã�e gehabt und die vermehrte
Fehlbelastung durch die BeckenschrÃ¤g- stellung nach dem Unfall im Jahre 1971
habe zur KlumpfuÃ�bildung gefÃ¼hrt. Es sei medizinisch erwiesen, dass eine
Beckenfraktur bei einem Kind, die eine Fehlstellung zur Folge habe, zu einem
KlumpfuÃ� fÃ¼hre.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Regensburg
abzuÃ¤ndern und den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom
26.04.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.04.2000 zu
verurteilen, auch die FuÃ�deformitÃ¤t links als Unfallfolge anzuerkennen. Der
Gerichtsbescheid werde nicht angefochten, soweit darin die Klage als unzulÃ¤ssig
abgewiesen wurde.

Der Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren
die Akte des Beklagten und die Akten des Sozialgerichts Regensburg in den
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt und das Ergebnis der
Beweisaufnahme wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet.

Der Senat weist die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen
Gerichtsbescheids des Sozialgerichts Regensburg als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und
sieht entsprechend Â§ 153 Abs.2 SGG von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Ein SachverstÃ¤ndigengutachten, auf das die vom
KlÃ¤ger begehrte Entscheidung gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte, liegt nicht vor. Die
Akten enthalten nicht einmal eine Ã¤rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erung, die der KlÃ¤ger
als fÃ¼r sein Begehren sprechend anfÃ¼hren kÃ¶nnte.

Die Einwendungen des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren gegen die Entscheidung
des Sozialgerichts greifen nicht durch. Seine Behauptung, er habe vor dem Unfall
nur PlattfÃ¼Ã�e gehabt, daraus kÃ¶nnten sich keine KlumpfÃ¼Ã�e bilden und der
KlumfuÃ� mÃ¼sse deshalb Folge des Unfalls sein, wird weder durch frÃ¼here
Ã¤rztliche Befunde noch â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� durch
SachverstÃ¤ndigengutachten oder sonstige Ã¤rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen
gestÃ¼tzt. Sie wird im Gegenteil durch die Gutachten des Dr.N. und des Dr.G.
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widerlegt.

Auch das nunmehrige Vorbringen, eine unfallbedingte Becken- fehlstellung bei
einem Kind fÃ¼hre zu einem KlumpfuÃ�, ist durch keinerlei medizinische Gutachten
oder Ã¤rztliche Ã�uÃ�erungen gestÃ¼tzt. Es bestÃ¼nde jedoch auch dann kein
Anlass zu weiterer Beweisaufnahme, wenn die vom KlÃ¤ger vorgebrachte Meinung
durch entsprechende Ã¤rztliche Ã�uÃ�erungen gestÃ¼tzt wÃ¤re. Aus den
gesamten umfangreichen medizinischen Unterlagen ergibt sich in keinem einzigen
Fall einer Befunderhebung die Feststellung einer BeckenschrÃ¤gstellung beim
KlÃ¤ger. Ganz im Gegenteil konstatiert gerade das Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr.G. ausdrÃ¼cklich einen Beckengeradestand.

Es bestand somit auch kein Anlass zur weiteren Beweiserhebung.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.04.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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